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Landeshauptstadt
Potsdam

5. (auBerordentliche) 6ffentliche/nicht 6ffentliche Sitzung des Werksausschusses
Kommunaler Immobilien Service

Gremium: Werksausschuss Kommunaler Immobilien Service
Sitzungstermin: Freitag, 29.05.2020, 15:00 Uhr
Ort, Raum: Treffpunkt Freizeit, Am Neuen Garten 64

Tagesordnung

Offentlicher Teil
1 Eroffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der
ordnungsgemalen Ladung / Entscheidung Uber
eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift
des offentlichen Teils der Sitzung vom 24.04.2020
|/ Feststellung der 6ffentlichen Tagesordnung

3 Bericht des KIS Uber die Umsetzung des Schul-
und Kita-Sanierungsprogramms

4 Uberweisungen aus der
Stadtverordnetenversammlung

4.1 Nachhaltige Bauweise beim Neubau offentlicher Fraktion DIE aNDERE
Gebaude Rickiberweisung in WA KIS
mit der neuen Fassung vom
19/SVV/1147 03.03.2050
und KUM
4.2 Errichtung einer Sporthalle in Neu Fahrland Fraktion Birgerbiindnis
19/SVV/1414 B/Sp., WA KIS, OBR Neu
Fahrland
4.3 Birgerhaushalt Potsdam 2020/21 'TOP 20 - Liste  Stadtverordneter Heuer als

der Burgerinnen und Burger', Nummer 8:
Klimanotstand: Schutzprogramm beschleunigen
und Baume pflanzen

20/SVV/0037

Vorsitzender der
Stadtverordnetenversammlung



4.4

4.5

4.6

4.7

4.8

Burgerhaushalt Potsdam 2020/21 'TOP 20 - Liste
der Burgerinnen und Burger', Nummer 14:
Walderhalt im Planungsverfahren 'Schul- und
Sportstandort Waldstadt Sid'

20/SVV/0043

Bilrgerhaushalt Potsdam 2020/21 "'TOP 20 - Liste

der Burgerinnen und Burger', Nummer 18: Griine

Dacher und Fassaden flr ein besseres Stadtklima
20/SVV/0047

Anstrich 6ffentlicher Gebaude mit photokatalytisch
aktiver Wandfarbe zur Verbesserung der
Luftqualitat

20/SVVI/0079

Mehr Schulgéarten an Potsdamer Schulen
20/SVV/0187

Prifergebnisse Dez. 2019 zum Beschluss
"Potsdam erklart den Klimanotstand"

20/SVV/0294

Barrierefreineit an Schulen

Sonstiges

Nicht offentlicher Teil

Feststellung der nicht &ffentlichen
Tagesordnung / Entscheidung Uber eventuelle
Einwendungen gegen die Niederschrift des
nicht 6ffentlichen Teils der Sitzung vom
24.04.2020

Sonstiges

Stadtverordneter Heuer als

Vorsitzender der

Stadtverordnetenversammlung

Stadtverordneter Heuer als

Vorsitzender der

Stadtverordnetenversammliung

Fraktion der Freien
Demokraten
KUM, WA KIS

Fraktionen DIE LINKE,
Biindnis 90/Die Griinen
KUM, B/Sp., WA KIS

Oberbirgermeister,
Koordinierungsstelle
Klimaschutz
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 1 9ISVVI1 1 47
offentlich
Betreff:

Nachhaltige Bauweise beim Neubau 6ffentlicher Gebaude

Einreicher: Fraktion DIE aNDERE Erstellungsdatum 21.10.2019

Eingang 502:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

06.11.2019 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlief3en:

Der Oberburgermeister wird beauftragt, bei der Neuerrichtung von Bauten der sozialen Infrastruktur,
insbesondere von Schulen und Kindertagesstatten, in der Planung, Ausschreibung und Bauausfiihrung
eine nachhaltige Bauweise durchzusetzen.

Die Nachhaltigkeit wird mit der Wahl des Materials der Trag-, Innen- und AuRenwandkonstruktionen
bestimmt. Diese sollen tiberwiegend aus Holzwerkstoffen bestehen.

Sollte von der Holzbauweise abgewichen werden, ist dieses vor Beginn der Objektplanung auf der
Grundlage einer fundierten und detaillierten Begrindung der Stadtverordnetenversammlung oder dem
Hauptausschuss zur Entscheidung vorzulegen.

Die Stadtverordnetenversammlung soll im Marz 2020 dber die Umsetzung des Beschlusses
unterrichtet werden.

gez.
Fraktionsvorsitzende/r

Unterschrift Ergebnisse der Vorbergtung_en
auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Im Hinblick auf den von der Stadtverordnetenversammlung am 14. August 2019 ausgerufenen
Klimanotstand bedarf es zahlreicher Einzelschritte. Einer liegt im Bauen.

Mit Baustoffen, die unter einem enorm hohen Energieaufwand erzeugt werden, kann ein ganzheitlich
nachhaltiges Bauen nicht erreicht werden. Beispielsweise ist die Produktion von Zement als
Bindemittel fir Beton sowie von Stahl aus energetischer Sicht sowie im Hinblick des hohen,
klimaschadlichen Kohlendioxidausstof3es nicht mehr mit den Zielen des Klimanotstandes vereinbar.

So ist beispielsweise im Sommer 2019 im Zuge der Umsetzung der Berliner Schulbauoffensive ein
erster Neubau - hier fur die Integrierte Sekundarschule (ISS) Mahlsdorf - in Betrieb genommen
worden.

"Die ISS ist eine von drei Schulen in Berlin, die erstmals in Holzmodulbauweise errichtet werden. Die
Wénde: alle in Fichte. Auch die Gelédnder im luftigen zentralen Treppenhaus: alle aus Fichte. Die
Flure sind breit, auch sie sollen je nach Unterrichtssituation Rdume des Lernens werden.

290 Module seien insgesamt verbaut worden, drei bilden einen Klassenraum, wie Architekt Andreas
Krawczyk erldutert. Jedes wurde mit bodentiefen Fenstern, Tiiren und Installationen wie Heizkérper
und Steckdosen bei einer Firma in Képenick vormontiert und zur Baustelle geliefert. ... Am 27. August
2018 erfolgte Grundsteinlegung, am 27. Februar wurde bereits Richtfest gefeiert. ...

. Vom Beginn der Planung bis zur Fertigstellung seien insgesamt nur drei Jahre vergangen —
inklusive zweier europaweiter Ausschreibungen. Das Land investierte 34,8 Millionen Euro und blieb
damit weitgehend im Kostenrahmen."

https://www.tagesspiegel.de/berlin/schule/der-osten-als-vorreiter-erster-neubau-der-berliner-schulbauoffensive-eroeffnet/24872012.html -



https://www.tagesspiegel.de/berlin/schule/der-osten-als-vorreiter-erster-neubau-der-berliner-schulbauoffensive-eroeffnet/24872012.html
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- [] Anderungsantrag zur Drucksache Nr.
POT m Stadtverordnetenversammlung |:| Erqs t
\w, der rganzungsantrag
v Landeshauptstadt 19/SVV/1147
Potsdam X] Neue Fassung
X offentlich

Einreicher: Fraktion DIE aNDERE

Betreff: CO2-Einsparung bei der Errichtung 6ffentlicher Gebaude der sozialen Infrastruktur

Erstellungsdatum 03.03.2020

Eingang 502:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
04.03.2020 Stadtverordnetenversammlung

Anderungs-/Erganzungsvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung mdge beschlieBen:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, bei der Neuerrichtung von Bauten der sozialen Infrastruktur,
insbesondere von Schulen, Sporthallen und Kindertagesstatten, zur CO2-Einsparung bei der Errichtung
6ffentlicher Gebaude der sozialen Infrastruktur die Anwendung der Holzbauweise bei den Trag-, Innen-
und AuBBenwandkonstruktionen zu prifen.

Sollte nicht von der Holzbauweise Gebrauch gemacht werden, ist dieses der Stadtverordneten-
versammlung im Zuge der Erarbeitung der vorhabenbezogenen Aufgabenstellung zur Objektplanung zu
begriinden. Dabei soll auch dargelegt werden, wie die gegenlber der Holzbauweise zu erwartenden
héheren CO.-Emissionen von Baustoffen der Trag-, Innen- und AuBenwandkonstruktionen kompensiert
werden kénnen.

Begriindung:

Im Hinblick auf den von der Stadtverordnetenversammlung am 14. August 2019 ausgerufenen
Klimanotstand bedarf es zahlreicher Einzelschritte. Einer liegt im Bauen.

Mit Baustoffen, die unter einem enorm hohen Energieaufwand erzeugt werden, kann ein ganzheitlich
nachhaltiges Bauen nicht erreicht werden. Die Produktion von Zement als Bindemittel fir Beton sowie
die Produktion von Stahl sind aus energetischer Sicht sowie hinsichtlich des hohen, klimaschéadlichen
KohlendioxidausstoBes kaum noch mit den Zielen des Klimanotstandes vereinbar.

Die Potsdamer Neuesten Nachrichten schreiben am 22.01.2020 auf der Seite 21 unter dem Titel "Sechs
gegen den Klimawandel. Forscher: Kipp-Punkte fir Trendwende identifiziert":
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"Echte gesellschaftliche Trendwenden kénnten nach Angaben von Potsdamer Forschern helfen, das
Klima effektiv zu schiitzen. Sie nennen dafiir sechs Bereiche wie Energie, Finanzwelt und Bildung. Bis
spétestens 2050 musse der gesamte globale TreibhausgasausstoB3 auf null reduziert sein, was
tiefgreifende Anderungen nétig mache. Das internationale Team unter Leitung des Potsdam-Instituts fir
Klimafolgenforschung (PIK) hat zahlreiche Expertenvorschldge analysiert und présentiert nun mégliche
Trendwenden und Wege (,Kippinterventionen*). Die Studie des Teams um PIK-Griindungsdirektor Hans
Joachim Schellnhuber ist in den "Proceedings” der US-Nationalen Akademie der Wissenschaften
("PNAS") erschienen und enthdlt unter anderem die folgenden Vorschldge.”

In der Rubrik STADTE wird dann ausgefihrt:

"Direkte und indirekte Emissionen von Gebduden summieren sich weltweit zu 20 Prozent des
TreibhausgasausstoBes. Die Wissenschaftler schlagen groBe Demonstrationsprojekte vor, in denen
auch klimafreundliches Bauen gezeigt werden kénnte. So kénne ein groBes Gebdude, das zu 80
Prozent aus laminiertem Holz errichtet werde, Tausende Tonnen Kohlendioxid (CO:z) vermeiden. Auch
in der Offentlichen Infrastruktur von Stddten besteht den Forschern zufolge ein groBes CO2-
Einsparpotenzial.”

Jenny Péller und Daniel Zeller
Fraktionsvorsitzende
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m?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
Ny |
Landeshauptstadt
Landosh 19/SVV/1414
offentlich
Betreff:
Errichtung einer Sporthalle in Neu Fahrland
Einreicher: Fraktion Blrgerbindnis Erstellungsdatum 27.12.2019
Eingang 502:
Beratungsfolge:
Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit
29.01.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

bereitzustellen.

gez.
Fraktionsvorsitzende/r

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlief3en:

Unterschrift

Der Oberburgermeister wird beauftragt, den Bau einer Mehrzwecksporthalle mit integrierten
Sanitarraumlichkeiten in Neu Fahrland auf dem Sport- und Freizeitgelande ,,An der
Birnenplantage® zu veranlassen. Die Mittel hierfur sind im Doppelhaushalt 2020/2021

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht:

[]

Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Der Norden Potsdam weist einen hohen Bevdlkerungszuwachs auf. Die Nachfrage nach
Sportmdglichkeiten Ubersteigt das Angebot um ein Vielfaches. Schulsporthallen in Bornstedt
und Fahrland stehen flr Vereinssport aufgrund der steigenden Schilerzahlen in immer
geringerem Umfang zur Verfugung. Viele sportlich Aktive kdnnen in Neu Fahrland aufgrund
fehlender Raumkapazitaten nicht mehr ihren Sport ausiuben und finden auch in
Nachbargemeinden kein ausreichendes Angebot vor. Die Errichtung einer Sporthalle auf
dem Areal der Sport- und Freizeitflache ,An der Birnenplantage® kann dieses Defizit
ausgleichen. Laut Mitteilungsvorlage (19/SVV/1182) ist die Errichtung eines
Sportfunktionsgebaudes innerhalb des im B-Plan festgesetzten Baufeldes westlich des
Larmschutzwalles planungsrechtlich zulassig. Nach Einschatzung des Bereichs Familie
Freizeit und Sport (233) wird eine Sporthalle den Standort unter dem Aspekt der
Sportmdglichkeiten und Angebote aufwerten. Auch die benachbarte Kita sowie Schuler in
Fahrland und Bornstedt werden hiervon profitieren.

Die Finanzierung einer Sporthalle mit integriertem Sanitar- und Umkleidebereich soll im
Doppelhaushalt 2020/2021 ermdglicht werden. Die Kosten hierfur sind insgesamt guinstiger
als die Erstellung in zwei Bauabschnitten (zunachst eine eigenstandige Sanitar- und
Umkleidehalle, dann spater der Bau einer Sporthalle ohne integriertem Sanitar- und
Umkleidebereich).



) T?m Stadtverordnetenversammlung Antrag

Ny |
Landeshauptstadt

Potsdam

Betreff:

TOP 4.3

Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

20/SVV/0037

offentlich

Blrgerhaushalt Potsdam 2020/21 'TOP 20 - Liste der Blrgerinnen und Birger', Nummer 8:
Klimanotstand: Schutzprogramm beschleunigen und Baume pflanzen

Einreicher: Stadtverordneter Heuer als Vorsitzender der
Stadtverordnetenversammlung

Erstellungsdatum 09.01.2020

Eingang 502:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

Zustandigkeit

29.01.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlieBen:

kommenden Jahren deutlich erhoht.

P. Heuer

Vorsitzender
Stadtverordnetenversammliung

Unterschrift

Die Landeshauptstadt Potsdam bertcksichtigt bei allen Entscheidungen dkologische Gesichtspunkte
und setzt sich gegen klimaschadliche und ressourcenverbrauchssteigernde Investitionen ein. Zudem
werden die Umsetzung des Potsdamer Klimaschutzprogramms beschleunigt und weitere MaRnahmen
entwickelt (Starkung FuR-/Rad-/6ffentlicher Nahverkehr, 6kologische Gebaudesanierung, Vorsorge
gegen Starkregen und Extremhitze). Auch wird der Baumbestand nicht nur erhalten, sondern in den

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Ruiickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:|

Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Der Vorschlag wurde im Birgerhaushalt 2020/21 der Landeshauptstadt Potsdam eingereicht. Er
erhielt von den Potsdamerinnen und Potsdamern bei der abschlieRenden Votierung insgesamt 5.173
Punkte, wurde unter der Nummer 8 in die "Top 20 - Liste der Birgerinnen und Burger" aufgenommen
und am 29. Januar 2020 der Stadtverordnetenversammlung tUbergeben.

Einschidtzung der Landeshauptstadt Potsdam (Stand September 2019):

GemalR dem Beschluss 19/SVV/0543 werden bei Beschlussvorlagen die klimapolitischen
Auswirkungen berlcksichtigt. Einen konkreten Verfahrensvorschlag erarbeitet die Landeshauptstadt
Potsdam bis Marz 2020. Mit Beschluss werden eine Reihe weiterer MalRnahmen aus den genannten
Bereichen umgesetzt oder geprift, die Uber die vorhergehende Beschlusslage zur Umsetzung des
Masterplans Klimaschutz hinausgehen. Die Aktionsplane zum Masterplan Klimaschutz werden zudem
alle zwei Jahre fortgeschrieben. Der erste Teil des Vorschlags wird daher bereits umgesetzt.

Zur Unterstitzung des Baumbestandes wird derzeit eine Stadtklimakarte mit Planungshinweisen
erstellt. Weiterhin werden Baum- und Grunflachen bei Planungsverfahren verstarkt gutachterlich
bewertet. Aus Sicht des reinen Klimaschutzes ist die Erh6hung des Baumbestandes aufgrund der
geringen Treibhausgasreduzierung (Ein Hektar Wald bindet gemaR Bundeswaldinventur jahrlich ca.
13t CO2) nicht prioritdr im Vergleich zu MaRnahmen in den Bereichen Energieversorgung, Gebaude,
Verkehr und Konsum.

In der CharlottenstralRe befinden sich zwei offene Baumstandorte, deren Neubepflanzung durch den
Bereich Grunflachen in der ndchsten Pflanzsaison vorgesehen ist. Eine durchgangige Bepflanzung
der CharlottenstralRe ist jedoch aufgrund denkmalpflegerischer Aspekte bzw. aufgrund der dichten
Medienlage stellenweise nicht moglich.

Baumpatenschaften fir eine Neupflanzung oder einen bestehenden Altbaum kdénnen gern
Uubernommen werden.

Der Bereich Grinflachen flhrt eine Gesamtibersicht freier Baumstandorte und ist grundsatzlich
bemiht, diese zeitnah mit Nachpflanzungen zu besetzen. Zudem erfolgen fortlaufend
Nachpflanzungen im Zuge von StraRenbaumalnahmen. Fir die kommende Pflanzsaison Winter
2019/Fruhjahr 2020 sind ca. 300 Neupflanzungen vorgesehen.

Im Zuge von Baumpflanzungen erfolgt eine Priifung des Medienbestands, woraus sich mancherorts
Ausschlisse der Umsetzung von Baumnachpflanzungen ergeben. Zudem schlielen unglnstige
Standortbedingungen wie zu schmale StralRenbegleitgrunstreifen und zu umfangreiche Verdichtung
eine nachhaltige Entwicklung eines Baumbestandes mancherorts aus. Bei vorgesehenen Planungen
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zum Ausbau von Stralten mit Verbreiterung ihrer Nebenanlagen werden Baumpflanzungen zudem
vorerst zurtickgestellt und im Zuge des Bauvorhabens nach Fertigstellung der Stralle umgesetzt.
Daher kann es auch zu Verzdgerungen in der Umsetzung von Nachpflanzungen kommen.

Originalvorschlage:

46. Klimanotstand fiir Potsdam ausrufen

Ich fordere den Klimanotstand auszurufen. Damit es endlich Pflicht wird, bei allen Entscheidungen die
dkologischen Gesichtspunkte zu beachten und nicht nur rein nach der Okonomie zu entscheiden. Wir
haben keine Zeit mehr fur Abwarten. Wir missen jetzt zu drastischen Mallnahmen greifen. Im

Ubrigen kénnen wir so ein Vorbild flir anderen Kommunen und Stadte werden, indem wir aufzeigen,
dass man trotz Klima- und Umweltschutz den hohen Standard halten kann.

837. Beschleunigte Umsetzung des Potsdamer Klimaschutzprogramms

* Beschleunigte und konkrete Umsetzung des Potsdamer Klimaschutzprogramms (Masterplan 100%
Klimaschutz bis 2050) « Weitere Starkung der aktiven Mobilitdt (FuR- und Radverkehr) und forcierter
Ausbau des o6ffentlichen Nahverkehrs (incl. neues Tarifsystem) « Verstarkung der Ma3nahmen zur
Okologischen  Gebdudesanierung (Verwaltungsgebaude der Stadt, ProPotsdam, andere
Wohnungsgesellschaften, private Gebaudeeigentiimer/-innen), bessere Ausnutzung der bestehenden
Forderprogramme und bessere Nutzung der vorhandenen Wohnflachen, um Neubau zu vermeiden
Beschleunigte Umsetzung der Malnahmen zur Klimaanpassung (Anpassungsstrategie an den
Klimawandel in der Landeshauptstadt Potsdam ¢« Zusatzliche Mallnahmen zur besseren Vorsorge
gegen Starkregen- und Extremhitzeereignisses Entwicklung von Ansatzen, die Umsetzung des
Masterplans 100% Klimaschutz bis 2050 sozialvertraglich zu gestalten « Entwicklung von
MafRnahmen, die es erlauben, den Masterplan 100% Klimaschutz bis 2050 ressourcenschonend
umzusetzen < Abbau von klimaschadlichen und ressourcenverbrauchssteigernden laufenden
Ausgaben und Investitionen

469. Mehr Baume fur die Innenstadt

Um die nationale Klimaschutzinitiative (Masterplan 100% Klimaschutz bis 2050) in Potsdam zu
erfullen, sollten umfangreiche Baumpflanzungen in der Innenstadt durchgefuhrt werden. Beispiele:
Nachpflanzung der eingegangenen StralRenbaume in der Charlottenstrale oder vor den
Hollanderhausern in der Charlottenstral’e sowie in der Franzdsischen Straf3e. Hierbei kdnnten Mieter
in nahegelegenen Wohnhausern ,Baumpatenschaften® dbernehmen.

716. Klimaschutz durch Baume

Der Schutz des Klimas ist eines der bestimmenden Themen unserer Zeit. Die Erhdhung des

Baumbestandes ist im Sinne der Verminderung von CO02 erstrebenswert. Baumschaden durch

Unwetter nehmen zu und dezimieren die Baumbestande. Bislang Uberlasst die Stadt Potsdam den

Baumschutz weitgehend den Forstbehdrden, Waldbesitzern und nicht zuletzt den Besitzern von

Grundstlcken. Ware es nicht erstrebenswert, Verantwortung und auch Lasten des Baum- und damit

Klimaschutzes auf mehr Schultern zu verteilen? Ich schlage zur Entlastung der Stadtkasse einerseits

und der Grundstlicksbesitzer andererseits folgendes vor:

1. Die Stadt Potsdam erhebt fir jeden Neu-Zuzug nach Potsdam eine "Baumsteuer", mit der jede/r
Neu-Potsdamer/in mit der Pflanzung eines Baumes beansprucht wird. Hierzu kdnnte wahlweise
das eigene Grundstiick gewahlt, ein von der Stadt bestimmter Ort zur Selbst-Pflanzung
zugewiesen werden oder ersatzweise die zweckgebundene Zahlung eines entsprechenden
Betrages in die Stadtkasse vorgesehen werden. Bei einem durchschnittlichen Zuzug von
jahrlich ca. 4000 Personen (nach Daten des Statistischen Landesamtes zum Einwohnerbestand
der Jahre 2015/2016/2017) ergibt sich so ein guter Zuwachs an innerstadtischem Grin fir
Parks, Alleen oder anderen Griinanlagen. Die Stadtkasse wird indirekt um den entsprechenden
Betrag (Kosten eines Baumes) entlastet oder erhélt die entsprechende Einnahme. Der
Attraktivitat Potsdams als neuer Wohnort ist dies sicher nicht abtraglich und die Stadt gewinnt
neben vielen neuen Baumen auch ein zusatzlich positives Image als "grine" Stadt. Die
Wichtigkeit von Baumen fur uns alle wird so auch vermehrt in das Bewusstsein aller Burger
geruckt. Organisatorisch lieRe sich diese Mallnahme durch die Zusammenarbeit der
Meldebehdrde und der Naturschutzbehdrde umsetzen.

2.  Die Stadt Potsdam gestaltet die bestehende Baumschutzverordnung um. Obstbdume sowie alle
durch Sturmschaden stark beschadigten Baume auf Privatgrundstiicken sollten ohne weitere
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Auflagen gefallt werden durfen. Diese MalRnahme wiirde wahrscheinlich langfristig nicht zu
einer Verminderung des Bestandes an Baumen fihren (denn die alten beschadigten Baume
fallen ja naturgemaR alsbald weg) sondern wirde dem Ziel der Erhéhung des Baumbestandes
einen guten Dienst erweisen. Denn die bestehende Verordnung verhindert eher das Pflanzen
von Baumen, als dass sie es fordert. Warum? Bei der Frage, ob man als Grundbesitzer einen
Baum pflanzt, den man in einigen Jahren nicht mehr problemlos fallen darf (sondern einen
gefallten Baum durch mehrere neue ersetzen soll) entscheidet man sich aktuell dann doch eher
dagegen. Und pflanzt dann z.B. statt einem Kirschbaum lieber ein paar Beerenstraucher.
Schaffen Sie eine Baumschutzverordnung weg von einseitiger Belastung hin zu Anreiz.

810. Mehr Baume fiir Potsdam

Der Baumbestand in Potsdam besonders in den StralRen ist nicht nur zu erhalten, sondern in
kommenden Jahren deutlich zu erhdhen. Dies ist nicht nur aus asthetischen Griinden erstrebenswert,
sondern verbessert auch das Kleinklima in Potsdam und stabilisiert den Wasserhaushalt. Ein
besonderes Augenmerk soll den Alleen in und um Potsdam gelten. Sie sind nicht nur
landschaftspragender Bestandteil der Kulturgeschichte, sondern auch als wichtige Luftreiniger zu
erhalten und zu erneuern.

388. Neue Baume pflanzen

Fur jede Baumfallung sollten unbedingt mehrere zeitnahe Neupflanzungen im Stadtgebiet erfolgen.
Dies sollte wenn moglich nicht auf weit entfernten Ausgleichsflachen und nicht erst in zig Jahren
geschehen.

732. Grun in der Innenstadt erhalten
Potsdams Innenstadt sollte nicht mit Neubauten ,zubetoniert® werden. Das Griin macht unsere Stadt
gerade aus.
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
&) | o
Landeshauptstadt
s 20/SVV/0043
offentlich
Betreff:

Burgerhaushalt Potsdam 2020/21 'TOP 20 - Liste der Burgerinnen und Burger', Nummer 14: Walderhalt
im Planungsverfahren 'Schul- und Sportstandort Waldstadt Stud'

Einreicher: Stadtverordneter Heuer als Vorsitzender der Erstellungsdatum 09.01.2020
Stadtverordnetenversammlung Eingang 502:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit
29.01.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlieRen:

Beim Planungsverfahren ,Schul- und Sportstandort Waldstadt Sud“ wird aus Grinden des
Klimaschutzes das Landschaftsschutzgebiet aus dem Baugebiet ausgeschlossen. Fir die Sportflache
werden Alternativflachen (vorrangig vorgenutzte Standorte, nachrangig alternative Standorte z.B.
Bebauungsplan 163) genutzt. Auf den Neubau einer Foérderschule in Waldstadt Sid wird verzichtet.

P. Heuer
Vorsitzender
Stadtverordnetenversammlung

Ergebnisse der Vorberatungen

Unterschrift auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Der Vorschlag wurde im Birgerhaushalt 2020/21 der Landeshauptstadt Potsdam eingereicht. Er
erhielt von den Potsdamerinnen und Potsdamern bei der abschlieRenden Votierung insgesamt 2.772
Punkte, wurde unter der Nummer 14 in die "Top 20 - Liste der Birgerinnen und Birger"
aufgenommen und am 29. Januar 2020 der Stadtverordnetenversammlung Ubergeben.

Einschatzung der Landeshauptstadt Potsdam (Stand September 2019):

Am Standort Waldstadt Sid sollen eine Gesamtschule, eine Fdrderschule, wettkampftaugliche
Sportanlagen und eine Kita entstehen. Eine entsprechende Leitentscheidung zum Bebauungsplan Nr.
142 haben die Stadtverordneten am 06.06.2018 beschlossen (18/SVV/0186). Da das damals
vorgesehene stadtebauliche Konzept wegen Einwendungen des Ministeriums fir Landliche
Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg (MLUL) nicht mehr umgesetzt
werden kann, wurde ein neuer stadtebaulicher Entwurf erarbeitet. Dieser wurde in einer
Blrgerversammlung am 22.08.2019 vorgestellt und in den Fachausschiissen beraten. Entsprechende
Fraktionsantrége befinden sich noch im Geschéftsgang (19/SVV/0193, 19/SVV/0691). Eine
Entscheidung dazu ist erst in der Stadtverordnetenversammlung am 06.11.2019 zu erwarten.

Der Verzicht auf die Inanspruchnahme des Landschaftsschutzgebietes wirde nach aktuellem
stadtebaulichen Entwurf bedeuten, auf die wettkampftauglichen Sportanlagen zu verzichten. Ein
Verzicht auf den Neubau der Forderschule wurde erfordern, flr eine weitere weiterfihrende Schule,
die im jetzigen Gebdude der Forderschule Am Nuthetal vorgesehen ist, einen Ersatzstandort zu
finden.

Kosten der Umsetzung:

Beim Verzicht auf den Neubau der Forderschule sind keine Einsparungen zu erwarten, da dann eine
weitere weiterflihrende Schule, die derzeit im Schulgebaude der Schule Am Nuthetal vorgesehen ist,
in einem Neubau entstehen misste.

Originalvorschlag:

853. Klimaschutz: Walderhalt im Planungsverfahren "Schulstandort Waldstadt Std"

Aus Klimaschutzgriinden missen die stadtischen Walder erhalten bleiben. Im ,Masterplan 100%
Klimaschutz bis 2050“ der Landeshauptstadt Potsdam wund im Zwischenbericht zum
.Handlungskonzept Hitzeschutz flir Potsdam® wird Klimaschutz durch Walderhalt in
Planungsverfahren gefordert. Gemal Bebauungsplan 142 "Schulstandort Waldstadt Sud" sollen u.a.
zwei wettkampffahige Sportplatze in einem Landschaftsschutzgebiet und eine Foérderschule
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(Schwerpunkt Lernen) gebaut werden. Samtliche Bauten befinden sich im stadtischen Waldgebiet,
das dem Land Brandenburg gehort.

1.

Vorschlag: Ausschluss des Landschaftsschutzgebietes aus dem Baugebiet, Es gibt fur die
Sportplatze eine Alternativflache ohne Inanspruchnahme von Wald und Schutzgebieten, fir die
bereits ein Bebauungsplan aufgestellt wurde (Bebauungsplan 163). Eine Vorhaltung der
Bauflachen im Landschaftsschutzgebiet ist damit nicht mehr notwendig.

. Vorschlag: Verzicht auf den Neubau einer Férderschule. Durch verstarkte Anstrengungen zur

Inklusion (Ausschopfung der stadtischen Méglichkeiten und Einforderung von Landesmitteln) kann
der Neubaubedarf entfallen. Der Beirat fur Menschen mit Behinderung spricht sich in seinem
Positionspapier vom 29.04.2019 ebenfalls gegen den Bau der neuen Foérderschule in Waldstadt
Sid aus und fordert die Stadt Potsdam auf, entschieden fir die Umsetzung von inklusiven Schulen
einzutreten!?

Einsparung: Nach Zeitungsmeldungen (z. B. MAZ-Online vom 06.07.2019) steht das Gro3projekt in
Waldstadt ,vor dem Aus®, weil entsprechend der Landeshaushaltsordnung fir Waldflachen des
Landes wesentlich hohere Preise gezahlt werden miussen, als fir einfachen Wald. Durch die
Verringerung der Bauflache im Wald werden weniger finanzielle Mittel zum Erwerb der Flache
bendtigt. Ein mehrfacher Millionenbetrag kann dadurch eingespart werden.



) T?m Stadtverordnetenversammlung Antrag

Ny |
Landeshauptstadt

Potsdam

Betreff:

TOP 4.5

Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

20/SVVI0047

offentlich

Blrgerhaushalt Potsdam 2020/21 'TOP 20 - Liste der Bdrgerinnen und Birger', Nummer 18: Griine

Dacher und Fassaden fiir ein besseres Stadtklima

Einreicher: Stadtverordneter Heuer als Vorsitzender der
Stadtverordnetenversammlung

Erstellungsdatum 09.01.2020

Eingang 502:

Beratungsfolge:
Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit
29.01.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlieBen:

Blumen bepflanzt.

P. Heuer
Vorsitzender
Stadtverordnetenversammlung

Unterschrift

Die Landeshauptstadt Potsdam pruft, wo Dacher und Fassaden begriint werden kénnen. Stadtische
Gebaude wie Schulen, Behorden, die Stadtbibliothek oder kommunale Wohnungsblocke werden als
Aushangeschild und Vorbild fiir eine erfolgreiche Begrinung dienen. Zudem werden Dacher von Bus-
und Bahnhaltestellen nach dem Vorbild der niederlandischen Stadt Utrecht mit bienenfreundlichen

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Ruiickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:|

Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Der Vorschlag wurde im Birgerhaushalt 2020/21 der Landeshauptstadt Potsdam eingereicht. Er
erhielt von den Potsdamerinnen und Potsdamern bei der abschlieRenden Votierung insgesamt 8.935
Punkte, wurde unter der Nummer 18 in die "Top 20 - Liste der Birgerinnen und Birger"
aufgenommen und am 29. Januar 2020 der Stadtverordnetenversammlung Ubergeben.

Einschidtzung der Landeshauptstadt Potsdam (Stand September 2019):

Die Landeshauptstadt Potsdam erarbeitet derzeit eine Stadtklimakarte und wird daraus eine
Grindach- und Fassadenstrategie entwickeln. Die Entwurffassung der Stadtklimakarte wird im
Sommer 2020 erwartet, die Ableitung einer Dach- und Fassadenstrategie Ende 2020.

Mit dem Beschluss Nr. 19/SVV/0709 (,Bushaltestellen zu Oasen fur Insekten machen") wurde der
Oberburgermeister beauftragt zu prifen, inwieweit und unter welchen Voraussetzungen es moglich
ist, bei der Neuerrichtung oder der Sanierung die Dacher der Haltestellen von Bus und Tram mit
einem Grindach auszustatten. Das Ergebnis der Prifung ist der Stadtverordnetenversammlung in
ihrer Sitzung im Dezember 2019 vorzulegen.

Kosten der Umsetzung:

Fur die vollumfangliche Umsetzung einer Griindach- und Fassadenstrategie werden zusatzliche
personelle Kapazitaten benétigt, geschatzt im Umfang einer halben Personal-Stelle zuzlglich Sach-
und Gemeinkosten, entsprechend etwa 50.000 Euro/Jahr.

Originalvorschlage:

118. Grune Dacher und Fassaden fir besseres Stadtklima

Grine Dacher und Fassaden kihlen im Sommer, spenden Feuchtigkeit, dampfen den Larm, filtern
Schadstoffe und Feinstaub aus der Luft und wirken im Winter auch warmeddmmend. Aul3erdem die
Pflanzen Insekten und Végeln Nahrung und Lebensraum. Im gesamten Potsdamer Stadtgebiet wird
dieses Potenzial viel zu wenig genutzt. Es sollte geprift werden, wo Dacher und Fassaden begriint
werden kénnen, um die heillen Sommer abzumildern und ein besseres Stadtklima zu schaffen. Griine
Dacher und Fassaden verbrauchen praktisch keinen zusatzlichen Raum, verbessern aber die
Lebensqualitat in einer Stadt ahnlich gut wie Baume oder Parks. Stadtische Gebaude wie Schulen,
Behorden, die Stadtbibliothek oder kommunale Wohnungsblocke kdnnten als Aushangeschild und
Vorbild flr eine erfolgreiche Berginung dienen. Bei privaten Eigentimern konnte ein
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Forderinstrument fir die Begriinung entwickelt werden. Auch bei Neubauten sollte von vornherein
eine Begriinung mitgedacht und in der Planung berlcksichtigt werden.

980. Bienenfreundliche Dacher fir Bushaltestellen

Nach dem Vorbild der niederlandische Stadt Utrecht soll sich die Landeshauptstadt Potsdam in ein
Bienenparadies verwandeln: Um den Insekten moglichst viel Nahrung zu bieten, sollen méglichst
viele Dacher von Bus- und Bahnhaltestellen nach und nach mit bienenfreundlichen Blumen bepflanzt
werden. In Utrecht wurde z.B. Mauerpfeffer (der zu den Sedum-Pflanzen gehdrt) gepflanzt. Die
genlgsame Pflanze braucht nur wenig Wasser und blof3 ein paar Zentimeter Erde oder Steine. Die
begrinten Dacher bieten nicht nur neuen Lebensraum, sondern sorgen auch fur Abkuhlung an
heiRen Tage, binden Feinstaub aus den Autoabgasen und verbessern so die Luftqualitat. Die
bienenfreundlichen Dacher sollen Teil eines ganzheitlichen Konzepts fir ein insektenfreundlicheres
Potsdam sein. Malgeblicher und kostenginstigster Teil dessen soll die Reduzierung der
Mahhaufigkeit von 6ffentlichen Grinflachen sein. Die zusatzlich frei gewordene Arbeitskraft soll zur
Pflege der neuen Haltestellendacher und zur Miullbeseitigung auf den zu mahenden Flachen
eingesetzt werden, um Plastikmull im Mahdgut zu vermeiden.

807. Begriinung von Bus/Bahn-Haltestellen

In Utrecht haben 316 Bushaltestellen ein Blumendach erhalten. Das wére auch eine gute Idee flur
Potsdam: Bus- und Bahnhaltestellen sollten begrint werden. Das kihl wahrend des Sommers und ist
noch dazu attraktiv fur Bienen und Hummeln
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 20/SVV/0079
offentlich
Betreff:

Anstrich 6ffentlicher Gebaude mit photokatalytisch aktiver Wandfarbe zur Verbesserung der Luftqualitat

Einreicher: Fraktion der Freien Demokraten Erstellungsdatum 13.01.2020

Eingang 502: 13.01.2020

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

29.01.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberburgermeister wird gebeten zu prifen, inwieweit bei zuklnftiger Sanierung der
Aulenfassaden offentlicher Gebaude bzw. bei Neubauvorhaben der Anstrich mit photokatalytisch
aktiver Wandfarbe vorgenommen werden kann.

gez. S. Becker B. Teuteberg
Fraktionsvorsitzende

Ergebnisse der Vorberatungen

Unterschrift auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begrindung:

Seit lAngerem ist bekannt und erwiesen, dass Wandfarbe, die photokatalytisch aktives Titandioxid
enthalt, einen signifikanten Beitrag zum Abbau der Schadstoffbelastung in Innenstadten liefert.
Weltweit ist dies bereits bei zahlreichen Bauvorhaben berticksichtigt und umgesetzt worden.
Siehe dazu folgenden Link:

https://tdma.info/the-buildings-that-clean-our-air/



https://tdma.info/the-buildings-that-clean-our-air/

) T?m Stadtverordnetenversammlung Antrag

Ny |
Landeshauptstadt

Potsdam

Betreff:
Mehr Schulgarten an Potsdamer Schulen

Einreicher: Fraktionen DIE LINKE, Bindnis 90/Die Griinen

TOP 4.7

Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

20/SVVI0187

offentlich

Erstellungsdatum 11.02.2020

Eingang 502:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

Zustandigkeit

04.03.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moége beschlieBen:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt,

unzureichenden AuRenflachen/Schulhdfen zu erstellen.

unterstitzen.

e eine Konzeption zur Starkung der Angebote von Schulgarten in allen Schularten zu erarbeiten.
Diese soll in Zusammenarbeit mit Akteursvertreter*innen bis Ende 2020 erstellt werden.
e eine Bedarfsanalyse fiir den Flachenbedarf fir Schulgarten, insbesondere fir Schulen mit

o die derzeit bestehenden Kooperationen mit Verbanden und Vereinen fir die Schulgartenarbeit
(u. a. Kleingartenvereine, Umweltvereine oder Gartenkooperativen) zu unterstitzen.

e Schulen und schulische Initiativen (wie z. B. auch Fordervereine von Schulen) durch die
Bereitstellung offentlicher Flachen sowie bei der Flachenbereitstellung in Kleingarten zu

gez. Dr. Sigrid Miiller, Stefan Wollenberg, Janny Armbruster, Gert Zéller

Unterschrift

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Ruiickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:|

Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Uber die Halfte der Potsdamer Grundschulen hat keinen Schulgarten. Dabei sind sie der Grundstein
fir gesunde und nachhaltige Ernahrung. Schulgarten leisten einen wichtigen Beitrag zu
handlungsorientiertem, schiler*innenaktivem, nachhaltigem und zukunftsfahigem Lernen. Hier
kénnen Kinder ganz unmittelbar und praktisch Natur erleben, erforschen und mitgestalten.
Schulgérten sind ein einzigartiger, wertvoller Lernort fir forschend-entdeckendes und situatives
Lernen. Hier kann Natur mit allen Sinnen erfahren werden. Die guten Erfahrungen der langjahrigen
Kooperation zwischen der Weidenhof-Grundschule und dem Kulturbund Land Brandenburg im
Integrationsgarten am Schlaatz sollten bei der Konzepterarbeitung Beriicksichtigung finden.

In einer Zeit, in der der Bezug zur Natur zunehmend verloren geht ist es wichtig, Kindern und
Jugendlichen unsere natirlichen Lebensgrundlagen bewusst zu machen. Viele sind erstaunt, wenn
sie einen Geruch oder Geschmack, den sie aus ihrem Alltag kennen, an einer Pflanze im Krauterbeet
wiederfinden. Auch die eigene Herstellung von Lebensmitteln fordert einordnendes und
verknipfendes Denken. Im Schulgarten kénnen die Kinder Kreislaufe der Natur erfahren: Sie
pflanzen, beobachten das Wachstum, ernten und bereiten aus den Ertrdgen Essen zu. So begreifen
sie durch ihr eigenes Handeln und Erleben wichtige Zusammenhange.

An Potsdams Grundschulen fehlen Garten flr den Unterricht. Laut Antwort der Verwaltung (Ds.
19/SVV/1246) geben zwdlf von 20 Grundschulen an, tber keinen Schulgarten zu verfiigen. Nur eines
von sechs Potsdamer Gymnasien besitzt ein Areal, dass die Schiler selbst bewirtschaften konnen.
Bei den Gesamtschulen haben vier von acht Einrichtungen einen Schulgarten, bei den Ober- und
Forderschulen sind es funf von sieben. Wissen Uber unsere Nahrung ist ein Grundstein zu gesunder
und regionale Ernahrung. Damit kann man nicht friih genug anfangen. Daher misse die
Stadtverwaltung bei dem Thema nachsteuern.

Zur Kompensation bestiinden zum Teil Kooperationen mit Landwirten oder anderen aufierschulischen
Partnern, teilte das Rathaus mit. Doch auch dieses Potenzial wird zu wenig genutzt. So kooperierten
zum Beispiel nur vier Schulen mit Landwirten und 14 Einrichtungen mit au3erschulischen Partnern
zum Thema Ernahrungsbildung oder Schulgarten.
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roreoay | Landeshauptstadt

w Potsdam

Der Oberblrgermeister

Mitteilungsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

20/SVV/0294

Betreff: offentlich
Priifergebnisse Dez. 2019 zum Beschluss "Potsdam erklart den Klimanotstand™

beziiglich
DS Nr.: 19/SVV/0543

Erstellungsdatum 04.02.2020

Eingang 502: 28.02.2020

Einreicher: Koordinierungsstelle Klimaschutz

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

04.03.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Inhalt der Mitteilung:
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Die gemal Beschluss 19/SVV/0543 — Potsdam erklart den Klimanotstand — bis Marz 2020
vorzulegenden Prifergebnisse zu den Punkten:

B) Treibhausgasneutrale Energieversorgung von Neubauten
verbunden mit
Prifung Zielkonflikt zum geférderten Wohnungsbau

1) Klimaauswirkungen bei allen Beschllissen bericksichtigen - Vorlage Verfahrensvorschlag

Fortsetzung der Mitteilung Seite 3




Finanzielle Auswirkungen?

L]

Ja

[] Nein

TOP 4.8

Das Formular ,Darstellung der finanziellen Auswirkungen® ist als Pflichtanlage beizufiigen.

Fazit finanzielle Auswirkungen:

Oberbirgermeister

Geschaftsbereich 1

Geschaftsbereich 2

Geschéftsbereich 3

Geschéftsbereich 4

Geschaftsbereich 5
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Priufergebnisse Marz 2020 zum Beschluss ,,Potsdam erklart
den Klimanotstand® (19/SVV/0543)

Federfihrend: Koordinierungsstelle Klimaschutz

1 Verstandnis des stufenweisen Prufverfahrens

19/SVV/0543 enthalt 10 Prifauftrage mit unterschiedlichen Fristen. Zu Dezember 2019 waren die
Punkte A), C), E) und F) terminiert. Zu Marz 2020 sind die Punkte B) und ) terminiert. Die
Weiteren zu Mai 2020.

Mit der jetzigen Mitteilungsvorlage wird zum Punkt B) der geforderte Sachstand dargelegt.

Die Punkte A) C) E) F) fordern u.a. Aussagen zum Personalbedarf. Die Abstimmungen zum
Personaleinsatz erfolgen in der aktuellen Aufstellung des Haushaltsplans 2020/21 im Rahmen
des Stellenplans. Weil die Beratungen dazu innerhalb der Verwaltung noch nicht abgeschlossen
sind, kann hierflir zu diesem Zeitpunkt keine Aussage getroffen werden.

Zu l) haben die laufenden Abstimmungen mit dem Deutschen Stadtetag, dem DIfU und anderen
Klimanotstandskommunen einen hinreichenden Stand erreicht, um einen fundierten
Verfahrensvorschlag zu erarbeiten und in der Verwaltung abzustimmen. Dieser wird zur StVV im
Juni nachgeliefert.

Zu Mai 2020 bzw. Juni (da keine StVV im Mai terminiert ist) werden die verbleibenden
Prifergebnisse mitgeteilt. AbschlieRend wird die Verwaltung im Juni 2020 einen
Beschlussvorschlag zu den resultierenden Schritten vorlegen.
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2 Kurzfassung der Priifergebnisse zu Marz 2020

Nachreichung zu 19/SVV/1362 zum Personalbedarf Klimanotstand

Mit dem Strategischen Eckwertebeschluss fur die Planung des Doppelhaushaltes 2020/2021 und
die mittelfristige Finanzplanung 2022 bis 2024 (DS 19/SVV/1174) wurde in Fortflihrung und
Bestarkung des Beschlusses zum Klimanotstand der Klimaschutz zum herausgehobenen — und
samtliche stadtische Aufgaben umfassenden Ziel erklart. Die Verwaltung wurde beauftragt
darzustellen, welche finanziellen Ressourcen und welche Investitionsmalnahmen fir die
Erreichung dieses Zieles vorgesehen sind. Auf der Basis der dazu durchgefiihrten Erhebung kann
zugleich ermittelt werden, in welchen Produkten mit finanziellen Ressourcen auch
Personalkapazitaten fir Mallnahmen zum Klimaschutz gebunden sind und wieviel zusatzlich
bendtigt werden, um den bestehenden Anforderungen gerecht zu werden.

Mit dem Eckwert wurde die Bereitstellung von 95 allgemeinen VZA (und 31 weitere VZA fiir Kita
und 5 VZA fir den Aufbau eines Stellenpools) fiir die Jahre 2020 und 2021 beschlossen. Die
konkrete Abstimmung zum Personaleinsatz erfolgt in der aktuellen Aufstellung des
Haushaltsplans 2020/21 im Rahmen des Stellenplans. Hierbei wird die Aufgabe Klimaschutz
entsprechende Berucksichtigung finden. Dabei ist zu klaren, wie viele zusatzliche Stellen direkt fir
den Klimaschutz zur Verfigung gestellt werden. Darlber hinaus sind Umschichtungen von
Aufgaben in den Geschaftsbereichen im Rahmen der durch den Eckwertebeschluss
vorgegebenen Priorisierung und die Einwerbung von Férdermitteln zur Einrichtung von Stellen
mdglich. Welchen Umfang die klimaschutzbedingten Stellenbedarfe haben, inwieweit diese mit
dem Eckwertebeschluss abgebildet werden kdnnen und welche Diskrepanzen sich ergeben, wird
im Kontext des mit dem Entwurf des Doppelhaushaltes 2020/2021 vorzulegenden
Stellenplanentwurfs berichtet.

Die Entscheidung Uiber den Stellenplan trifft die Stadtverordnetenversammlung im Rahmen des
Beschlusses Uiber den Haushaltsplan, in der der Stellenplan pflichtige Anlage ist.

B) Treibhausgasneutrale Energieversorgung von Neubauten verbunden mit
Prufung Zielkonflikt zum geférderten Wohnungsbau

Eine in der Jahresbilanz tatsachlich klimaneutrale Energieversorgung ist nach anerkannten
Bilanzierungsprinzipien im stadtischen Raum kurz- und mittelfristig bestenfalls in Modell-
Forschungsvorhaben realistisch. Die Prifung konzentriert sich daher auf die Durchsetzung einer
klimavertraglichen Gebaudeerrichtung und Energieversorgung von Neubauten im Sinne der
Empfehlungen des Masterplan 100% Klimaschutz. Die planungsrechtlichen Rahmensetzungen
ermoglichen einen (weitgehenden) Vorrang zugunsten dieser energetischen Vorgaben. Es ist
jeweils sicherzustellen, dass bei den nachfolgenden Instrumenten dem Angemessenheitsgebot
(8§ 11, 12 BauGB) und der planungsrechtlichen Abwagung (§ 1 Abs. 7 BauGB) Genlge getan
wird.

- bestehender Grundsatzbeschluss zum Masterplan 100% Klimaschutz (17/SVV/0537) als
stadtebauliche Begrindung; (voraussichtlich gentigt dies, es wird noch vertieft geprift, ob ein
konkretisierender Beschluss zu energetischen Vorgaben in der Bauleitplanung die
Rechtssicherheit erh6hen wiirde)

- Festsetzungen in Bauleitplanverfahren (technisch-raumliche Voraussetzungen, wie z.B.
Festsetzung von Flachen flr Energieversorgung und Trassen nach Vorgabe der
Energieversorgungstrager, Stellung von Gebauden etc., Energiekonzept)

- Vereinbarungen in stadtebaulichen Vertragen (Bindung an Anforderungen aus dem
Energiekonzept unter dem Vorbehalt der Mindestwirtschaftlichkeit)

- Vereinbarungen in Grundstuickskaufvertragen / Erbbaurechtsvertragen

Vorgaben zur klimavertraglichen Warmeenergieversorgung von Neubauten sind voraussichtlich in
einer Reihe von stadtebaulichen Situationen ohne oder mit geringem Zielkonflikt méglich— in
erster Linie in solchen Gebieten, die durch Fernwarme erschlossen sind. Jedoch sind
stadtebauliche Situationen zu erwarten, in denen klimavertragliche Vorgaben durch hdhere
Investitionskosten im Zielkonflikt mit bezahlbaren Mieten stehen, insbesondere wenn der Anteil an
sozialem Wohnbau erhalten bleiben soll. Quantitativ kann durch die Vorgaben eine
vergleichsweise geringe Mehrbelastung der einzelnen Haushalte im ungeférderten Wohnbau
entstehen; eine zu verifizierende Schatzung geht von Mehrkosten von 0,0-0,6€ je m? und Jahr
aus. Vorgaben zur hinreichenden Nutzung von Photovoltaik (PV) sind rechtlich und hinsichtlich



TOP 4.8

der Wohnbauférderung mdglich. Die Sicherstellung der Wirtschaftlichkeit von PV soll bis zum Juni
2020 vertieft gepruft werden, um belastbare Aussagen uber den Zielkonflikt mit bezahlbarem
Wohnen treffen zu kénnen.

Zielkonflikte mit anderen stadtebaulichen Zielen, v.a. gestalterischer Art, kbnnen auftreten und
mussen im Rahmen des jeweiligen Bebauungsplanverfahrens abgewogen werden.

Welche Optimierungsmdglichkeiten bei den ,grauen® Emissionen bestehen, ist aus
Kapazitatsgrinden bisher nicht hinreichend gepruft worden. Dies wird zur StVV im Juni
nachgeliefert.
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I) Klimaauswirkungen bei allen Beschliussen beriicksichtigen

Die laufenden Abstimmungen mit dem Deutschen Stadtetag, dem DIfU und anderen
Klimanotstandskommunen haben einen hinreichenden Stand erreicht, um einen fundierten
Verfahrensvorschlag zu erarbeiten und in der Verwaltung abzustimmen. Dieser wird zur StVV im
Juni nachgeliefert.
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3 Langfassung der Pruifergebnisse zu Marz 2020

Nachreichung zu 19/SVV/1362 zum Personalbedarf Klimanotstand

siehe 2 Kurzfassung

B) Treibhausgasneutrale Energieversorgung von Neubauten verbunden mit
Prufung Zielkonflikt zum geféorderten Wohnungsbau

,Der Oberblirgermeister wird beauftragt, zu priifen, wie fiir Neubauten eine in der
Jahresbilanz klimaneutrale Energieversorgung mit méglichst hohem Anteil lokal
verfiigbarer regenerativer Energien durchgesetzt werden kann (z.B. (iber stadtebauliche
Vertrdge, Grundstiickskaufvertrdge und Erbbaurechtsvertréage).

Dartiber hinaus soll untersucht werden, welche Optimierungsmdéglichkeiten bei den
~grauen Emissionen” (Emissionen durch die Erstellung und den Abriss der Gebéude)
bestehen.

AuBerdem ist zu priifen, ob sich durch die klimaneutrale Energieversorgung ein
Zielkonflikt zum geférderten Wohnungsbau und bezahlbaren Mieten ergibt.

Das Priifergebnis soll den Stadtverordneten bis Mérz 2020 vorgelegt werden.“

Definition ,einer fiir Neubauten in der Jahresbilanz klimaneutralen Energieversorgung mit
moglichst hohem Anteil lokal verfiigbarer regenerativer Energien*

Auf Basis der bundesweit anerkannten (Treibhausgas-)“Bilanzierungssystemaktik Kommunal®
(kurz BISKO) gibt der Masterplan 100% Klimaschutz der LHP (kurz Masterplan) Leitlinien, wie
Neubauten in der LHP beschaffen und versorgt sein sollten, um die ambitionierten
Klimaschutzziele der LHP erreichen zu kdnnen. Aus dem Masterplan Iasst sich weiterhin ableiten,
wie klimaneutrale Neubauten im Sinne des Priifauftrages definiert waren. Nachfolgend ist der
aktuelle gesetzliche Standard mit den Masterplanempfehlungen und der abgeleiteten
Klimaneutralitat verglichen.

EnEV Masterplan Jahresbilanziell klimaneutral
Gebéude- EnEV- Min. kfw-55 Min. kfw-55
hille Standard
Warme- Hoher fossiler Aus Fernwarme mit Aus Fernwarme mit Sofort-
versorgung Anteil schrittweiser Decarbonisierung oder
mdglich Decarbonisierung oder Uberwiegend aus
Uberwiegend aus Umweltwarme und
Umweltwarme und Solarthermie; in Warmenetzen
Solarthermie ggf. Uberschussproduktion
zum jahresbilanziellen
Ausgleich
Strom- Netzbezug Lokale PV-Nutzung als Lokale PV-Nutzung als Regel
versorgung Regel bei Neubauten mit bei Neubauten mit

jahresbilanzieller
Deckung von ca. 50%

jahresbilanzieller Deckung von
100% plus jahresbilanzieller
Ausgleich von Restemissionen
aus Strom- und
Warmeerzeugung

Nach BISKO werden auch Emissionen aus Vorkettenprozessen (Exploration, Herstellung,
Transport) bilanziert; diese mussten durch tGberschissige Strom- oder Warmeproduktion ebenfalls
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ausgeglichen werden. Zudem ist ein Ausgleich Uber zugekauften Okostrom oder andere
KompensationsmalRnahmen nicht vorgesehen; somit ware der jahresbilanzielle Ausgleich nur am
Gebaude bzw. im Quartier mdglich. In den in der LHP zu erwartenden Neubaugebieten mit hohem
Anteil an Geschosswohnungsbau ist dies technisch nahezu unmdglich. Erfahrungen aus
ambitionierten Neubaugebietsplanungen, z.B. in Frankfurt am Main, zeigen, dass insbesondere
die 100%ige Strombedarfsdeckung oder gar Uberschusserzeugung in stadtischen Quartieren
nicht moéglich ist; es werden Bedarfsdeckungsgrade um 50% erreicht. Dies sind im Wesentlichen
auch die Neubau-Zielsetzungen im Masterplan. Im Strombereich verbleibt somit ein Teil
Netzbezug, der — zumindest kurz- und mittelfristig — emissionsintensiv bleibt. Dies kann nur durch
einen bundesweit sinkenden Emissionsfaktor flir Strom verbessert werden.

Eine in der Jahresbilanz klimaneutrale Energieversorgung ist somit kurz- und mittelfristig
fiir die meisten Neubauvorhaben der LHP technisch unrealistisch.

Weiterhin halten wir ein Hinausgehen iiber die Empfehlungen des Masterplan fiir nicht
zielfihrend. Dieser hat sehr ambitionierte Ziele flr Potsdam definiert, die eine klimavertragliche
Lebens- und Wirtschaftsweise nach heutigem Stand der Wissenschaft abbilden. Er hat
entsprechende Szenarien und Empfehlungen erarbeitet, die die komplexen Zusammenhange
berlcksichtigen. Daher halten wir an den Vorgaben des Masterplans, im Sinne einer
klimavertraglichen Energieversorgung von Neubauten, fest.

Der Masterplan fordert spatestens ab 2020 mindestens den Kfw-55-Standard fir Neubauten und
spatestens ab 2030 einen schrittweise weiter ansteigenden Standard. Beziiglich der
Energieversorgung ist der Masterplan auch in Hinblick auf die Fernwarme relativ konkret. Es gibt
ein Entwicklungsszenario, auf dem auch der im Dezember 2019 vorgestellte Entwurf der
Decarbonisierungstrategie der EWP aufbaut. Der Anteil Erneuerbarer Energietrager an der
Fernwarme steigt in beiden Konzepten schrittweise bis 2050 an. Eine sofortige Umstellung, wie
zur Klimaneutralitat” nétig, ware nicht nur mit sehr hohen Kosten verbunden, sondern auch
technisch und hinsichtlich der Marktverfligbarkeit der notwendigen ,griinen Gase*“ nicht nachhaltig
machbar. Auch im Bereich der dezentral versorgten Gebaude empfiehlt der Masterplan eine
schrittweise Steigerung der Anteile Erneuerbarer Energien in der Warmeversorgung, v.a. Uber
Umwelt- und Solarwarme. In Hinblick auf die Stromversorgung empfiehlt der Masterplan sehr
ambitionierte Ausbauraten von Dachflachenphotovoltaik, die nur mit hoher Ausnutzung der
Dachflachenpotentiale zu realisieren ist.

Wir haben daher folgende Definition als Basis fur die Prufung verwendet:
- Gebaudehiille: min. kfw55
- Waérmeversorgung:
o Aus Fernwarme mit schrittweiser Decarbonisierung oder
o dezentral mit hohen und schrittweise steigenden Anteilen aus Umweltwdrme
oder Solarthermie
- Stromversorgung: Versorgung liber Netzbezug oder Eigenstrommodelle; moglichst
hoher Deckungsgrad an PV durch moéglichst hohe Dachflachenausnutzung
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Grundsatzliche Machbarkeit der Durchsetzung

Die Durchsetzung einer klimavertraglichen Gebaudeerrichtung und Energieversorgung von

Neubauten im Sinne der Empfehlungen des Masterplan 100% Klimaschutz kann tber folgende

Instrumente realisiert werden

- Bestehender Grundsatzbeschluss zum Masterplan 100% Klimaschutz (17/SVV/0537) als
stadtebauliche Begriindung zu energetischen Vorgaben in der Bauleitplanung

o

Der Masterplan bzw. kommunale Klimaschutzkonzepte sind mittlerweile als
stadtebauliche Begrindung fir Vereinbarungen in stadtebaulichen Vertragen
grundsatzlich anerkannt. Sie sind zudem gem. §1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB bei der
Aufstellung der Bebauungsplane ,insbesondere zu bericksichtigen® und in diesem
Rahmen auf das jeweilige Bebauungsplanverfahren ausgerichtet zu konkretisieren.
Der Anforderung des Masterplan zur Gebaudehiille von Neubauten als mindestens
Kfw-55-Standard kann dort grundsatzlich Rechnung getragen werden. Ebenso den
grundsatzlichen Forderungen des Masterplans zur Energieversorgung: Ausbau der
Fernwarme, vorzugsweise Nutzung von Fern-. und Nahwarme, hoher und
zunehmender Anteil Erneuerbarer bei dezentraler Warmeversorgung, weitgehende
Nutzung des Dachflachenpotentials fiir Photovoltaik. Es wird noch vertieft gepruft, ob
ein konkretisierender Beschluss zu energetischen Vorgaben in der Bauleitplanung die
Rechtssicherheit erhdhen wirde.

- Energiekonzepte in Bauleitplanverfahren

o

Zur Konkretisierung der klimavertraglichen Energieversorgung fur das jeweilige
Vorhaben und die Abstimmung mit der jeweiligen stadtebaulichen Situation kann und
sollte ein vorhabenbezogenes Energiekonzept aufgestellt werden. Dieses kann dem
Vorhabentrager aufgegeben werden.

- Festsetzungen in Bauleitplanverfahren (technisch-raumliche Voraussetzungen)

o

siehe Antwort zu A) in 19/SVV/1362: Festsetzung von Flachen flir Energieversorgung
und Trassen nach Vorgabe der Energieversorgungstrager, Stellung von Gebauden etc.

- Vereinbarungen in stadtebaulichen Vertrdgen / Durchfihrungsvertragen, zivilrechtlichen
Vertragen, Grundstlickskaufvertragen / Erbbaurechtsvertragen

O
@)

O

Nutzung von Netzen

Nutzung von Anlagen Erneuerbarer Energien flir Strom und Warme sowie Kraft-
Warme-Kopplung

Anforderungen an die energetische Gebaudequalitat

Die planungsrechtlichen Rahmensetzungen ermoglichen einen (weitgehenden) Vorrang
zugunsten energetischer Vorgaben. Es ist jeweils sicherzustellen, dass dem
Angemessenheitsgebot (§§ 11, 12 BauGB) und der planungsrechtlichen Abwagung (§ 1 Abs. 7
BauGB) Genuge getan wird. Wir weisen deutlich darauf hin, dass die Durchsetzung der
notwendigen energetischen Vorgaben machbar, jedoch komplex sind, da hier keine Gesetze
durchgesetzt werden, sondern bestehende Gesetze um den kommunalen Gestaltungsspielraum
erganzt werden.

Zielkonflikte unabhangig von sozialem Wohnbau und bezahlbaren Mieten

Pauschale Vorgaben zur maximalen Ausnutzung von Dachflachen fur PV wiirden die
stadtebaulichen Méglichkeiten durch Gebaudestellung und Dachformen eng begrenzen. Dies
kann anderen stadtebaulichen Zielen, aber auch den Anforderungen der Nutzer entgegenstehen.
Das vorhabenspezifische Energiekonzept sollte diese Belange berticksichtigen. Weiterhin muss
abgewogen werden, ob die Dachflachen fir PV oder Solarthermie genutzt werden sollten. Die
Kombination mit Dachbegrinung ist haufig méglich. Wo dies nicht méglich ist muss wiederum
zwischen Klimaschutz (PV, Solarthermie) und Klimaanpassung (Dachgriin) abgewogen werden.

Zielkonflikt zum geférderten Wohnungsbau und bezahlbaren Mieten
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Fir die Relevanz des Zielkonflikts wird im Folgenden die Warmmiete einschlie3lich kalter und
warmer Betriebskosten betrachtet.

Vorgaben zur klimavertraglichen Energieversorgung im Neubau sind im Potsdamer
Fernwarmegebiet ohne Zielkonflikt moglich, wenn gleichzeitig die Fernwarme schrittweise
,decarbonisiert® wird. Die Erfahrungen der ProPotsdam (Wohnbau) und des KIS (Nichtwohnbau)
zeigen, dass Neubauten im Fernwarmegebiet im KfW-55-Standard hinsichtlich der
Investitionskosten (unter Einbezug der derzeitigen KfW-Férderung im Programm 153
.Energieeffizient Bauen®) wirtschaftlich zu bauen sind. Zu bertcksichtigen ist der erhéhte Aufwand
in der Beantragung und Abwicklung der KfW-Mittel und das Einliben entsprechender Ablaufe
beim Bauherren oder Planer. Damit kann ein Bauvorhaben wirtschaftlich realisiert werden. Der
Mieter oder Nutzer hat zudem sehr wahrscheinlich den Vorteil geringerer Warmekosten. Unter
diesen Bedingungen ist der KfW-55-Standard auch kompatibel mit dem Wohnbauprogramm des
Landes Brandenburg. Der soziale Wohnungsbau ist somit nicht eingeschrankt. Hinsichtlich der
Energieversorgung ist die Klimavertraglichkeit solange gewahrleistet, wie die Fernwarme
kontinuierlich decarbonisiert wird. Die Vorgabe von KfW-55 im Fernwarmegebiet sollte daher
getroffen werden, um Vorhabentrager flachendeckend zur Nutzung der wirtschaftlich
tragfiahigen Forderbedingungen zu bewegen. Ein Vorbehalt der Wirtschaftlichkeit in
Ausnahmefallen sollte gegeben sein.

Bei Neubauten auBerhalb des Fernwarmegebietes ist die Wirtschaftlichkeit fir die Erreichung
des KfW-55-Standards und einem hohen Anteil lokaler Erneuerbarer Warmeenergietrager
weniger eindeutig gegeben. Dies liegt an den héheren Investitionskosten in Anlagentechnik im
Vergleich zur Fernwarme. Beispiele des KIS zeigen aber, dass auch dies haufig wirtschaftlich im
Vergleich mit EnEV-Standard realisierbar ist. Die ProPotsdam hat in den letzten Jahren nur
einzelne Bauvorhaben auflerhalb des Fernwarmegebiets realisiert, weshalb sich die Erfahrungen
nicht Ubertragen lassen. Studien weisen eine hohe Spannbreite an Mehrkosten im Mehrfamilien-
Wohnungsbau durch erhéhte Energiestandards auf. Je nach Vorhaben und Kombination von
Gebaudehiille und verschiedenen anlagentechnischen Varianten liegen bei KfW-55 die Bau-
Investitionskosten zwischen wenigen Euro je m*> Wohnflache und ca. 200€/m? hoher als bei EnEV.
In den Jahresgesamtkosten gleichen sich beide Standards durch die eingesparten Energiekosten
weiter an, hier sind einige KfW-55-Varianten z.T. glinstiger als EnEV, andere jedoch weiterhin
teurer. Eine pauschale Vorgabe des Standards kann daher durchaus zu einem weniger
wirtschaftlichen Vorhaben flihren. Gewinnorientierte Immobilienunternehmen werden dies durch
entsprechend héhere Kaltmieten ausgleichen. Somit ware ein Zielkonflikt zum bezahlbaren
Wohnen gegeben. Der soziale Wohnungsbau ist durchaus in unverandertem Umfang mdglich. Die
ILB hat signalisiert, dass héhere Investitionskosten fir z.B. KfW-55 kein Hinderungsgrund fur die
Zusage von Wohnbauférderung sein missen. Dennoch steigen damit — zumindest in teuren
Varianten — fur den Vorhabentrager die Investitionskosten weiter an. Ein unveranderter
Sozialwohnungsanteil hatte somit nochmals erhéhte Kaltmieten fur die ungeférderten Wohnungen
zur Folge. Wirde man hingegen — im Rahmen von stadtebaulichen Vertragen — die ungeférderten
Mieten deckeln, misste der Anteil Sozialwohnungen entsprechend verringert werden. Unter dem
derzeitigen Eindruck der Erfordernisse des sozialen Wohnbaus in Potsdam gehen wir von einer
grundséatzlichen Beibehaltung des Sozialwohnungsanteils aus. Daher gilt es im Folgenden zu
betrachten, in welchem Umfang durch den erh6hten Standard die Mieten im ungeférderten
Segment steigen kdnnten. Belastbare Studien dazu liegen uns nicht vor. Aus einem Freiburger
Energiekonzept und Uberschlagiger Rechnung aus o0.g. maximalen Investitionsmehrkosten lagen
die Mietsteigerungen bei 0,0 bis 0,6 Euro je m? und Monat fir KfW-55. Zukinftige lokalspezifische
Vorhaben aulerhalb der Fernwarme sollten gemonitort werden, um die potsdamspezifische
Situation nachzuverfolgen und kunftige Vorgaben ggf. anzupassen.

Aulerhalb der Fernwarmegebiete sollte, ab einer Mindestgro3e, stets eine Nahwarmeversorgung
als Variante im Energiekonzept untersucht werden.

Im Einfamilienhausbau ist laut Musterberechnung der KfW die Wirtschaftlichkeit von KfW55 mit
einer Amortisationszeit von 10 Jahren ggi. EnEV gegeben.

Mit der Einfithrung des CO2-Preises durch die Bundesregierung ab 2021 wiirden sich unter
jetzigen Bedingungen sowohl der héhere Gebaudeenergiestandard als auch die teilweise
decarbonisierte Fernwarme nochmals wirtschaftlicher darstellen. Es bleibt abzuwarten wie sich
die Férderung der KfW im Verhaltnis dazu entwickelt. Es ware regelmafig zu Uberprifen, ob noch
héhere Standards (kFW-40 oder KW40+) mittlerweile ebenfalls wirtschaftlich machbar sind.

Hier ist jedoch auf die gesamtstadtische Strategie des Masterplans zu achten, der einen Mix aus
gutem Gebaudestandard und decarbonisierter bzw. ,,griner” Fernwarme empfiehlt, da dies die
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technisch und wirtschaftlich aussichtsreichste Option darstellt. Bei zu geringer Warmeabnahme
wirde sich die Fernwarme nicht mehr wirtschaftlich darstellen und kénnte ihre Effizienzvorteile
nicht mehr einbringen. Griine Fernwarme sollte eine Saule der klimavertraglichen
Energieversorgung sein. Die Kostenbelastung einer decarbonisierten Fernwarme fallt far Mieter
relativ gering aus im Vergleich zu sehr hohem energetischem Standard bei der
Gebaudedammung und —technik. Dies macht sich in der Sanierung von Bestandsgebauden
jedoch deutlich starker bemerkbar als im Neubau.

Vorgaben zu — vorhabenabhangig abgewogener — Photovoltaiknutzung stehen grundsatzlich
nicht im Zielkonflikt mit bezahlbarem Wohnen oder geférdertem Wohnbau, sofern sie nicht als
wirtschaftliche Belastung im Zuge der Angemessenheitsprifung zu beriicksichtigen sind. Nach
der Mietwohnungsbaufdrder-Richtlinie der ILB fallen bspw. die Errichtung von PV-Anlagen oder
das Speichern grundsatzlich in die Férderberechtigung. Die Wirtschaftlichkeit muss jedoch noch
vertiefend gepruft werden, um belastbare Aussagen zur Auswirkungen auf (ungeférderte)
Warmmieten zu erhalten. Dies erfolgt zu Juni 2020.

Ein weiterer Einflussfaktor auf bezahlbares Wohnen ist, dass hohere Gebaudestandards bei
gleicher BaufeldgroRRe i.d.R. kleinere Wohn-/Nutzflichen durch héhere Wandstéarken
bedingen. Dies wirkt sich spurbar negativ auf die Wirtschaftlichkeit aus. Diese bleibt in den
Erfahrungen des KIS und der ProPotsdam bei den aktuellen Rahmenbedingungen im
Fernwarmegebiet aber gegeben. AulRerhalb ist dieser Umstand im Rahmen der Energiekonzepte
zu bertcksichtigen. ggf. sollte dies in die Diskussion um die VergréRerung von Baufeldern auch
aus anderen Grunden, z.B. Mehrspannigkeit (Erhdhung von 2oder3 auf 4bis5) zur effizienteren
Schaffung von Barrierefreiheit (Nutzung des Aufzugs) einflieRen.

Mit der Mitteilungs- bzw. Beschlussvorlage zum Klimanotstand im Juni wird die Verwaltung mégliche
Verfahren zur Durchsetzung der klimavertraglichen Energieversorgung weiter konkretisieren.

Welche Optimierungsmoglichkeiten bei den ,,grauen” Emissionen bestehen, ist aus
Kapazitatsgrinden bisher nicht hinreichend geprift worden. Dies wird zur StVV im Juni
nachgeliefert.

1) Klimaauswirkungen bei allen Beschliissen beriicksichtigen

LAlle an die Stadtverordnetenversammlung oder den Hauptausschuss gerichteten
Beschlussvorlagen sollen die klimapolitischen Auswirkungen der vorgeschlagenen
Entscheidung berticksichtigen. Das Antragsformular soll kiinfig ein Feld ,Auswirkungen
auf den Klimaschutz® mit den Auswahlméglichkeiten ,Ja, positiv®, ,Ja, negativ* und ,Nein“
sowie ein zugehdriges Begriindungsfeld enthalten. Fiir Beschlussvorlagen der
Verwaltung kann die entsprechende Priifung bereits vor Einbringung erfolgen. Vorlagen
der Fraktionen sollen unverziiglich nach deren Einreichung an die Koordinierungsstelle
Klimaschutz zur Stellungnahme weitergeleitet werden. Die Stellungnahme soll vor der
Befassung in den Fachausschiissen bzw. der Beschlussfassung in der

Stadtverordnetenversammlung vorgelegt werden.

Der Oberbiirgermeister soll einen entsprechenden Verfahrensvorschlag und Kriterien fiir
die Bewertung der Klimaauswirkungen erarbeiten und der Stadtverordnetenversammiung
bis Mérz 2020 zur Beschlussfassung vorlegen.

Die laufenden Abstimmungen innerhalb des Deutschen Stadtetags, mit dem DIfU und anderen
Klimanotstandskommunen haben einen hinreichenden Stand erreicht, um einen fundierten
Verfahrensvorschlag zu erarbeiten und in der Verwaltung abzustimmen. Dieser wird zur StVV im
Juni nachgeliefert.



	Tagesordnung
	Ö Top 4.1 19/SVV/1147
	Ö Top 4.1 19/SVV/1147 Anlage 01 'neue Fassung vom 03.03.2020'
	Ö Top 4.2 19/SVV/1414
	Ö Top 4.3 20/SVV/0037
	Ö Top 4.4 20/SVV/0043
	Ö Top 4.5 20/SVV/0047
	Ö Top 4.6 20/SVV/0079
	Ö Top 4.7 20/SVV/0187
	Ö Top 4.8 20/SVV/0294

